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Deutschland hat sich im Rahmen der globalen Kli-
maschutzanstrengungen auf ambitionierte Ziele ver-
pflichtet: Klimaneutralität bis zum Jahr 2045. Dies 
setzt eine massive Transformation in allen Bereichen 
der Wirtschaft und Gesellschaft voraus. Doch diese 
Transformation hinterlässt Spuren und diese mani-
festieren sich auch regional. Deutschlands Regionen 
werden unterschiedlich von diesem Wandel betroffen 
sein. Schließlich prägen ortsspezifische Faktoren, wie 
beispielsweise das vorherrschende industrielle Spezi-
alisierungsmuster, den Ausgangspunkt wie auch den 
Verlauf von Transformationsprozessen (Grillitsch & 
Hansen, 2019).

Sowohl die Kosten der grünen Transformation als auch 
die Möglichkeiten, mit den Herausforderungen umzuge-
hen, sind regional ungleich verteilt. Blendet man diese 
Unterschiede bei der politischen Gestaltung aus, wer-
den regionale Disparitäten zunehmen. Neben der öko-
nomischen Situation könnte sich auch die Akzeptanz 
klimapolitischer Maßnahmen in besonders betroffenen 
Regionen verschlechtern. Proteste oder Protestwahlen 
sind potenzielle Folgen. Erste Studien verweisen bereits 
darauf, dass populistische Parteien zu den Nutznießern 
des ungleich verteilten Transformationsdrucks gehören 
dürften. Auch deshalb scheint es angezeigt, die raum-
wirtschaftlichen Auswirkungen der Dekarbonisierung 
unter die Lupe zu nehmen.

Südekum und Rademacher (2024) haben kürzlich 
mithilfe eines Shift-Share-Ansatzes sektorale Emissi-
onsdaten von 2000 bis 2019 basierend auf regionalen 
Beschäftigungsanteilen auf die deutschen Landkrei-
se umgelegt. Dies erlaubt einen ersten Einblick in die 
sektoralen und regionalen Emissionsdynamiken der 
vergangenen 20 Jahre und zeigt, in welchen Regio-
nen die künftigen Herausforderungen besonders groß 
werden dürften. 

Berechnung regionaler Emissionsprofile basierend 
auf sektoralen Emissionsdaten

Betrachtet man die gesamtdeutschen produktionsbe-
dingten CO2-Emissionen der Unternehmen außerhalb 
des Energiesektors, zeigt sich in den vergangenen 20 
Jahren eine in etwa konstant gebliebene Emissions-
menge von rund 450 Mio. Tonnen. Zwar stieg die Ge-
samtproduktion im selben Zeitraum deutlich an, sodass 
die Emissionsintensität der Produktion spürbar gesun-
ken ist. In einem absoluten Sinne konnte jedoch der 
produktionsbedingte CO2-Ausstoß bislang noch nicht 
entkoppelt werden.

Auf sektoraler Ebene zeigt sich aber eine enorme Va-
riation mit Blick auf die Emissionsdynamik. In einigen 
Branchen sind die CO2-Emissionen pro Beschäftigen 
um mehr als die Hälfte zurückgegangen, etwa bei der 
Herstellung pharmazeutischer oder chemischer Er-
zeugnisse. Doch in anderen Branchen ist die Emissi-
onsintensität pro Arbeitsplatz zwischen 2000 und 2019 
sogar noch angestiegen. Es fand also das Gegenteil 
von Entkopplung statt. Zu ihnen gehören u. a. die Schiff- 
und die Luftfahrt, die Herstellung von Papier und Pappe 
oder die Metallerzeugung und -bearbeitung.

Diese unterschiedlichen sektoralen Emissionsdyna-
miken manifestieren sich je nach lokalen Spezialisie-
rungsmustern in den CO2-Profilen einzelner deutscher 
Landkreise. Abbildung 1 zeigt die relativen Verände-
rungen der regionalen Emissionen, also das regionale 
Emissionswachstum zwischen 2000 und 2019. Hierbei 
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Abbildung 1
Veränderung der CO2-Intensität zwischen 2000 und 
2019

Quelle: Südekum und Rademacher (2024).

fällt auf, dass die Regionen mit den höchsten Emissi-
onswachstumsraten (dunkelblau) recht gleichmäßig 
verteilt sind und kein augenscheinliches räumliches 
Muster vorliegt. Während die CO2-Emissionen in den 
vergangenen 20 Jahren im Ruhrgebiet, der Lausitz 
oder im Saarland deutlich zurückgegangen sind, ist das 
Emissionsvolumen in etlichen Küstenregionen Nieder-
sachsens und Schleswig-Holsteins sowie in einer Rei-
he von Landkreisen in Bayern und Baden-Württemberg 
stark angestiegen.

Wo und inwieweit die Entkopplung von Wachstum 
und Emissionen bisher gelang

Zwischen 2000 und 2019 erfolgte ein Rückgang der re-
gionalen CO2-Emissionen tendenziell dort, wo Beschäf-
tigung und Wertschöpfung zurückgingen. Umgekehrt 
fand regionales Wachstum tendenziell dort statt, wo 
auch die CO2-Emissionen relativ stark gewachsen sind. 
Dies zeigt sich exemplarisch in Abbildung 2, in der die 
prozentualen Veränderungen der regionalen Beschäf-
tigung und der CO2-Emissionen zwischen 2000 und 
2019 abgebildet werden. Reduktionserfolge bei den 
CO2-Emissionen konnten in den meisten Fällen also 

nicht mit Produktions- und Beschäftigungsanstiegen 
erreicht werden, wie es politisch vielleicht wünschens-
wert erscheinen mag. Vielmehr gingen Emissionsre-
duktionen bislang tendenziell mit Beschäftigungs- und 
Wertschöpfungseinbußen einher (Südekum & Radema-
cher, 2024).

Allerdings gibt es auch einige wenige Ausreißer, also 
Kreise bzw. kreisfreie Städte, denen die Entkopplung 
von Produktions- und Emissionsanstieg gelang. Ne-
ben Köln, München, Münster und Hamm gehören auch 
Darmstadt, Emmendingen und der Rhein-Erft-Kreis da-
zu. Diesen Regionen ist gemein, dass sie emissionsin-
tensive Branchen zurückgefahren haben und stattdes-
sen die Produktion und Beschäftigung in weniger emis-
sionsintensiven Dienstleistungssektoren erhöhten.

Die Stadt Köln ist ein gutes Beispiel. Zwischen 2000 und 
2019 kam es dort vor allem in den Bereichen der Koke-
rei und Mineralölverarbeitung, der Luftfahrt, dem Koh-
lebergbau und der Metallerzeugung und -verarbeitung 
zu deutlichen Emissionsrückgängen. Diese sind in ers-
ter Linie auf Beschäftigungsrückgänge zurückzuführen. 
Deutlich angestiegen ist hingegen die Zahl der Jobs in 
Dienstleistungssektoren, wie der Unternehmensbera-
tung oder der Informationstechnologie. Lokal fand also 
Dekarbonisierung durch Deindustrialisierung statt.

Im Kleinen mag das ein gangbarer Weg sein. Aber für 
die deutsche Volkswirtschaft als Ganzes erscheint die-
se Strategie problematisch. Deindustrialisierung würde 
den derzeit wichtigsten Innovationsmotor im Land ab-
würgen, der zuletzt für knapp ein Viertel der gesam-
ten Bruttowertschöpfung verantwortlich war. Zudem 
wäre eine Verlagerung der emissionsverursachenden 
Wirtschaftsaktivitäten in andere Weltregionen, Carbon 

Abbildung 2
Zusammenhang zwischen CO2-Emissionen und 
Beschäftigung

Quelle: Südekum und Rademacher (2024).
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Leakage, eine logische Folge. Das Ziel der Wirtschafts-
politik sollte aber darin bestehen, eine Dekarbonisie-
rung des Industriesektors bei gleichzeitigem Erhalt 
der Wertschöpfung und (zumindest tendenziell) der 
Beschäftigung zu erzielen, nicht zuletzt um die gesell-
schaftliche Akzeptanz für den Klimaschutz zu gewähr-
leisten. Dieses Ziel wird in deutschen Regionen unter-
schiedlich schwer zu erreichen sein.

Wo in Deutschland der Handlungsbedarf am 
größten sein dürfte

Es ist davon auszugehen, dass der zukünftige „Trans-
formationsstress“ insbesondere dort groß sein wird, wo 
die gegenwärtige Wirtschaftsstruktur eine hohe lokale 
Konzentration emissionsintensiver Branchen aufweist, 
die darüber hinaus beim Decoupling der Produktion von 
Emissionen hinterherhinken.

Abbildung 3 kartografiert diesen „Transformations-
stress“. Konkret sind in den gelb eingefärbten Regionen 
die höchsten Beschäftigungsanteile solcher Branchen 
vorzufinden, deren Emissionsintensität pro Arbeitsplatz 
seit 2000 besonders stark gestiegen ist (obere zwei De-
zile), wo bislang also kein Decoupling der Wirtschafts-
leistung von Emissionen gelungen ist.

Einige Beispiele für Regionen mit einer hohen lokalen 
Konzentration solcher Branchen sind unter anderem 

Freising (Luftverkehr), Tirschenreuth und Düren (Papier-
industrie), der Hochsauerlandkreis (Holzproduktion), der 
Kreis Uckermark (Mineralölverarbeitung), Duisburg (Me-
tallerzeugung, Verkehr), der Saale-Orla-Kreis (Landwirt-
schaft und Holz), der Rhein-Pfalz-Kreis (Landwirtschaft) 
sowie die Automobilregionen Wolfsburg und Dingolfing-
Landau. Eine hohe Dichte an emissionsintensiven Jobs 
findet sich zudem auch im Süden Baden-Württembergs, 
dem Südostbayrischen Chemiedreieck, dem westfäli-
schen Sauerland und dem Süden Thüringens.

Der Weg zu Klimaneutralität bei gleichzeitigem Erhalt 
der regionalen Wertschöpfungssubstanz dürfte in die-
sen Regionen somit anspruchsvoller sein als in den 
meisten Großstädten oder in Universitätsstädten, wie 
z. B. Münster, Bonn, Oldenburg oder Freiburg, deren 
sektorale Struktur von Branchen gekennzeichnet ist, 
die insgesamt weniger emissionsintensiv sind bzw. wo 
in der Vergangenheit bereits ein stärkeres Decoupling 
stattgefunden hat.

Transformationsstress kann sich in wachsende 
Zustimmung für Populisten übersetzen

Die starke regionale Konzentration von „Transformati-
onsdruck“ kann zur Erosion des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts beitragen, soziale bzw. politische Span-
nungen befördern und sich in entsprechenden Wahler-
gebnissen niederschlagen (Dijkstra et al., 2020; Doukas 
et al., 2020). Jüngere Veröffentlichungen zur politischen 
Ökonomie des Populismus identifizieren die adversen 
Effekte der Energiewende bereits als einen ökonomi-
schen Treiber des Rechtspopulismus (Colantone et al., 
2022; Kim & Yang, 2021). Zudem existieren bereits ers-
te Befunde, die für Deutschland einen Zusammenhang 
zwischen dem von uns gemessenen „Transformations-
stress“ und lokalen AfD-Wahlergebnissen herstellen.

So zeigen Heddesheimer et al. (2024) einen klaren po-
sitiven Zusammenhang zwischen den Stimmenzuwäch-
sen der AfD und der Dichte an THG-intensiven Jobs im 
jeweiligen Wahlkreis auf: Je höher der Anteil an THG-in-
tensiver Beschäftigung eines Kreises im Jahr 2013 war, 
desto stärker fiel der Stimmenzuwachs der AfD bei den 
Bundestagswahlen 2017 und 2021 aus. Zudem greifen 
die Autoren auch das in Abbildung 3 illustrierte regiona-
le Maß an „Transformationsstress“ auf und etablieren ei-
ne positive Korrelation mit dem AfD-Stimmenzuwachs.

Proaktive Regionalpolitik kann Abhilfe schaffen

Da die Dekarbonisierung in den nächsten Jahren erst 
richtig Fahrt aufnehmen wird, dürfte der faktische 
„Transformationsstress“ und damit das Konfliktpotenzi-

Abbildung 3
Regionaler Transformationsstress

Quelle: Südekum und Rademacher (2024).

top_20_gb

18

16

14

12

10

8

6

4

2



Wirtschaftsdienst 2024 | 7460

Zeitgespräch

al rund um die Klimapolitik noch deutlich steigen. Von 
zentraler Bedeutung ist deshalb eine intensive regional-
politische Begleitung dieser Dekarbonisierung, insbe-
sondere proaktive Ansätze, die grüne Wachstumspfade 
aufzeigen und Investitionen mobilisieren (Rodriguez-
Posé & Bartalucci, 2023).

Typischerweise agiert Regionalpolitik reaktiv. Sie wird 
tendenziell in Regionen aktiv, deren ökonomische Kenn-
zahlen weit unterhalb des nationalen Durchschnitts lie-
gen oder die in der Vergangenheit herbe Strukturbrüche 
zu erleiden hatten. Bildlich gesprochen kommt Regio-
nalpolitik also erst auf den Plan, wenn „das Kind in den 
Brunnen gefallen ist“. Sie versucht dann, lokale Struktu-
ren zu reparieren und eine weitere Erosion zu verhindern 
(Südekum, 2022). Mit Blick auf die grüne Transformation 
erscheint aber ein proaktiver Ansatz wesentlich zielfüh-
render, wo die regionalpolitische Unterstützung bereits 
während der Transformation erfolgt und sie bei den er-
forderlichen Investitionen unterstützt. Dies gilt umso 
mehr, wenn hierdurch auch die gesellschaftliche Akzep-
tanz der Dekarbonisierung erhalten bleibt und der Auf-
stieg populistischer Kräfte gebremst wird, deren Unter-
stützung erfahrungsgemäß stark auf Strukturbrüche und 
wirtschaftliche Schocks reagiert (Gold & Lehr, 2024).

Wie ein regionalpolitisches Update in Deutschland 
aussehen könnte

Um das gesamtwirtschaftliche „Netto-Null-Ziel“ in 
Deutschland zu erreichen, werden enorm hohe Investiti-
onen in Kreisen und kreisfreien Städten notwendig sein, 
die sich aktuell außerhalb der GRW-Fördergebietsku-
lisse befinden. Aufgrund der Tatsache, dass sie – noch 
– vergleichsweise gute ökonomische Kennzahlen vor-
weisen können, qualifizieren sie sich nicht für eine Regi-
onalförderung über das Hauptinstrument der deutschen 
Regionalpolitik. Kurzum: Die GRW ist aktuell nicht für 
eine proaktive Regionalpolitik ausgelegt.

Grundsätzlich sind zwei Optionen denkbar, um dieses 
Problem zu adressieren.  Erstens könnte eine Reform der 
GRW dafür sorgen, dass auch proaktives Fördern außer-
halb der aktuellen Fördergebietskulisse möglich wird. 
Zweitens besteht die Möglichkeit, ein neues Förderinstru-
mentarium zu entwickeln, das proaktive Elemente enthält 
und die Fördergebietskulisse flexibler gestaltet.

Für eine Reform der GRW spricht, dass sie eine admi-
nistrativ gut eingespielte Förderpraxis darstellt, auch 
hinsichtlich der hälftigen Aufteilung der Finanzierung 
zwischen Bund und Ländern, die insbesondere direkte 
Investitionskostenzuschüsse für Unternehmen erlaubt.  
Dies ist in anderen Förderprogrammen beihilferechtlich 

oftmals nicht möglich. Hier beschränkt sich die öffent-
liche Förderung auf Infrastrukturinvestitionen. Die sind 
zwar wichtig, reichen im Zuge der Transformation aber 
mit Sicherheit nicht aus.

Gegen die erstgenannte Option spricht, dass eine Re-
form bzw. Ausweitung der GRW absehbar Verteilungs-
debatten nach sich ziehen wird. Ein verstärkt proakti-
ver Mitteleinsatz in aktuell starken Regionen kann einen 
Rückgang der Mittel in den klassischen Fördergebieten 
bedeuten, der von diesen nur schwerlich akzeptiert 
werden dürfte. Dieser Verteilungskonflikt ließe sich nur 
durch einen Mittelaufwuchs bei der GRW entschärfen, 
um die neuen Aufgabengebiete finanziell darstellen zu 
können. In Zeiten (künstlich) knapper Budgets ist eine 
solche Ausweitung aber kurzfristig kaum realistisch.

Mit dieser Schwierigkeit hätte indes auch ein neues 
Förderinstrumentarium zu kämpfen. Die Finanzierung 
müsste sichergestellt werden und nicht zulasten eta-
blierter Instrumente gehen. Zudem müssten die bei-
hilferechtlichen und politischen Vorzüge der GRW auf 
dieses hypothetische neue Instrument übertragen wer-
den, was in der Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten 
stoßen dürfte.

Unabhängig davon, welche Option schlussendlich um-
gesetzt wird, muss die grundsätzliche Ausrichtung ei-
ner proaktiven Regionalpolitik bzw. regionalen Indust-
riepolitik geklärt werden. Unsere Analyse macht deut-
lich, dass ein sektoraler Fokus am Anfang stehen sollte: 
Oberste Priorität haben die Entwicklung und möglichst 
breite Anwendung neuer Technologien zur Dekarbo-
nisierung der Produktion in den jeweiligen Industrie-
zweigen, vor allem in den aktuell noch CO2-intensiven 
Brachen. Die hierfür notwendigen privaten Investitionen 
müssen entsprechend (industrie-)politisch begleitet und 
gefördert werden. In einem zweiten Schritt geht es dann 
um die regionalpolitische Dimension, also um die Dif-
fusion dieser technologischen Innovationen im Raum, 
damit sie auch in peripheren Regionen und in KMUs zur 
Anwendung kommen können.

Dieser Ansatz spräche dafür, die existierenden Potenzi-
ale der GRW zu nutzen und dieses zentrale Instrument 
der deutschen Regionalpolitik auszuweiten – zu einem 
Gesamtkonzept für regionale Industriepolitik, proaktiv 
ausgestaltet und über die aktuelle Fördergebietskulis-
se hinaus. Eine Möglichkeit bestünde darin, neben der 
etablierten GRW eine weitere Säule („GRW green“ oder 
„GRW flex“) aufzubauen, die sich dezidiert mit transfor-
mativen Investitionen zum Zwecke der Dekarbonisie-
rung befasst und damit überall im Bundesgebiet zum 
Einsatz kommen darf.
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Ein solches Instrument könnte einen wichtigen Beitrag 
leisten, damit die deutsche Volkswirtschaft die enormen 
Herausforderungen der Dekarbonisierung meistert, den 
Aufstieg populistischer Kräfte bremst und schlussend-
lich von dieser mittlerweile global stattfindenden Trans-
formation auch wirtschaftlich profitiert.
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